
Rechtsprechung

Zivilrecht

§§ 139, 282, 373 ZPO.

1. Das Gericht hat — unabhängig von der ihm aus eige­
ner Initiative obliegenden Pflicht zur Aufklärung des 
Sachverhalts — jeden von den Parteien angetretenen 
Beweis zu erheben, wenn die von ihnen behaupteten 
Tatsachen, für deren Richtigkeit das Beweismittel an- 
geboten wird, für die Entscheidung des Rechtsstreits 
erheblich und beweisbedürftig sind.
2. Zur Pflicht des Gerichts, bei einem Streit darüber, 
ob der Kaufpreis für eine Ware bezahlt worden ist, den 
Sachverhalt umfassend aufzuklären.
OG, Urteil vom 8. November 1974 - 2 Zz 18/74.

Die Verklagte hat im 2. Halbjahr 1972 von einer Kom­
missionshandelsverkaufsstelle der Klägerin ein Kombi­
nationsmöbel gekauft.
Mit Zahlungsbefehl hat die Klägerin den Kaufpreis zu­
züglich Transportkosten und Versicherung in Höhe von 
insgesamt 399,25 M geltend gemacht. Dagegen hat die 
Verklagte Widerspruch erhoben.
In der mündlichen Verhandlung hat die Klägerin be­
antragt, die Verklagte zu verurteilen, an sie einen Be­
trag von 399,25 M zu zahlen.
Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt und vor­
getragen, die gekaufte Sache sei im August 1972 gelie­
fert worden. Wegen der Mängel der Sache sei ihr im 
November 1972 ein „Austauschmöbel“ angeboten wor­
den. Da auch dieses fehlerhaft gewesen sei, habe sie 
sich dann für das zuerst gelieferte Möbel entschieden 
und dem Fahrer den Kaufpreis bezahlt. Die ihr vom 
Fahrer übergebene Quittung habe sie mit einer Ein­
gabe an den Wirtschaftsrat des Bezirks gesandt.
Das Kreisgericht hat antragsgemäß erkannt und aus­
geführt: Vom Zeugen M., dem Fahrer der Klägerin, 
der der Verklagten im November 1972 als Ersatz für 
das zunächst gelieferte Möbel ein „Austauschmöbel“ 
angeboten habe, sei die Art und Weise der üblichen 
Lieferung von Möbeln dargelegt worden. Er habe aus­
gesagt, daß er dann, wenn der Käufer den Kaufpreis 
an ihn bezahle, einen entsprechenden Vermerk auf der 
Rechnung anbringe und diese vom Käufer gegenzeich­
nen lasse. Im vorliegenden Fall habe er den Kaufpreis 
nicht erhalten und auch keinen Vermerk auf der Rech­
nung angebracht, weil sich die Verklagte für das zu­
erst gelieferte Möbel entschieden habe und ein Über­
einkommen dahin erzielt worden sei, dieses von einem 
Tischler reparieren zu lassen. Die dem Gericht vor­
gelegte Rechnung vom 13. November 1972 habe das 
Nichtvorhandensein eines entsprechenden Vermerks 
bestätigt. Daraus und aus der glaubhaften Erklärung 
des Zeugen, den Kaufpreis nicht erhalten zu haben, 
ergebe sich die Berechtigung des Klageanspruchs.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht ist seiner sich aus § 139 ZPO ergeben­
den Pflicht, den dem Rechtsstreit zugrunde liegenden 
Sachverhalt in dem für die Entscheidung erforderlichen 
Umfang aufzuklären, nicht nachgekommen. Es wäre 
vor allem verpflichtet gewesen, die von der Verklagten 
als Zeugin benannte Frau S., die nach ihrer Behaup­
tung bei der Zahlung des Kaufpreises an den Fahrer 
zugegen war, zu vernehmen. Die Verklagte hatte diese 
Zeugin bereits mit Schriftsatz benannt. Auch in der 
mündlichen Verhandlung hat sich die Verklagte wie­
derum auf diese Zeugin bezogen. Mit Beweisbeschluß 
des Kreisgerichts vom selben Tage wurde jedoch ledig­

lich die Vernehmung des von der Verklagten benann­
ten Zeugen M. angeordnet.
Das Kreisgericht hat — unabhängig von der ihm aus 
eigener Initiative obliegenden Pflicht zur Aufklärung 
des Sachverhalts — jeden von den Parteien angetrete­
nen Beweis zu erheben, wenn die von ihnen behaupte­
ten Tatsachen, für deren Richtigkeit das Beweismittel 
angeboten wird, für die Entscheidung des Rechtsstreits 
erheblich und beweisbedürftig sind (vgl. u. a. OG, Ur­
teil vom 13. September 1960 - 2 Uz 1/60 V - [OGZ 
Bd. 8 S. 190]; OG, Urteil vom 25. Juli 1957 — 2 Zz 49/57 
- [OGZ Bd. 6 S. 14; NJ 1958 S.431]). Im vorliegenden 
Fall ist die Verletzung dieser sich aus den §§ 282, 373 
ZPO ergebenden Pflicht durch das Kreisgericht beson­
ders Schwerwiegend, weil Frau S. unmittelbar zum 
Kernpunkt der Entscheidung des Rechtsstreits, zur Be­
zahlung des Kaufpreises, zu hören war.
Das Kreisgericht hat aber auch sonst den Sachverhalt 
nur ungenügend aufgeklärt. Es wäre verpflichtet gewe­
sen, vorhandenen Widersprüchen zwischen dem schrift- 
sätzlichen Vorbringen der Verklagten und ihrem Vor­
trag in der mündlichen Verhandlung nachzugehen, de­
ren Klarstellung rechtserheblich sein kann. So hat die 
Verklagte mit Schriftsatz ausgeführt, daß der Kauf­
preis bei der Lieferung des ersten Möbels bezahlt, die 
gekaufte Sache mehrmals „ausgewechselt“ und jeweils 
eine Rechnung erteilt worden sei. Schließlich habe der 
Leiter der Kommissionshandelsverkaufsstelle person-* 
lieh mit seinem Privatfahrzeug ein Möbel gebracht, das 
sie dann behalten habe. Nach dem Sitzungsprotokoll 
ist der Inhalt ihres Schriftsatzes in der mündlichen 
Verhandlung vorgetragen und ergänzend ausgeführt 
worden, daß der Kaufpreis bezahlt worden sei, als der 
Fahrer das zweite Mal bei ihr gewesen sei. Sie habe 
sich dann aber für das zuerst gelieferte Möbel entschie­
den, da das Ersatzmöbel ebenfalls fehlerhaft gewesen 
sei.
Wenn das Kreisgericht auch davon ausgehen konnte, 
daß es sich hinsichtlich des Zeitpunkts der Zahlung des 
Kaufpreises bei der Erklärung des Prozeßbevollmäch­
tigten der Verklagten in der mündlichen Verhandlung 
um eine Korrektur des schriftsätzlichen Vorbringens 
handelte, so hätte es doch im übrigen nicht ohne weite­
res das mündliche Vorbringen als festgestellten Sach­
verhalt seiner Entscheidung zugrunde legen dürfen, da 
nach dem gesamten Geschehensablauf durchaus die 
Möglichkeit besteht, daß mehrmals ein Ersatzmöbel ge­
liefert und jeweils eine Rechnung ausgestellt worden 
ist. Hierzu ist zu bemerken, daß im Tatbestand des Ur­
teils eine Rechnung vom 13. November 1972 erwähnt 
wird, während sich der Zahlungsbefehl auf eine Rech­
nung vom 1. März 1973 bezieht. Jedenfalls hätte das 
Kreisgericht diese Widersprüche aufklären müssen. In 
der neuen Verhandlung wird das nachzuholen sein. 
Ergibt sich danach, daß das schriftsätzliche Vorbringen 
der Verklagten zutrifft, dann wird dies bei der Prüfung 
der Frage der Bezahlung des Kaufpreises nicht außer 
acht gelassen werden können. Mit dem Kassations­
antrag wird hierzu zutreffend darauf hingewiesen, daß 
doch wohl bereits bei der ersten Lieferung eine Rech­
nung ausgestellt worden ist, es sich bei der Ersatzliefe­
rung im November 1972 um die Erfüllung eines Ge­
währleistungsanspruchs (§480 BGB) handelte und des­
wegen die Ausstellung einer erneuten Rechnung über­
haupt nicht hätte erfolgen dürfen. Dasselbe trifft zu 
für die Rechnung vom 1. März 1973, die sich annehm­
bar auf das zuletzt gelieferte Ersatzmöbel bezieht, das 
die Verklagte dann behalten hat. Das Kreisgericht wird
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